
DER WEG ZUR VERFASSUNG

Viktor Mayer-Schönberger, Professor für Internetregulierung an
der Universität Oxford, spricht sich im Interview für eine prag-
matische und schnelle Lösung auf dem Weg zu einer globalen
Verfassung des Internets aus. Anders als bei vielen Staaten-
gründungen, operieren die Experten bei der Verhandlung ei-
ner passenden Rechtenorm für das Internet am laufenden Mo-
tor. Das Netz kann nicht einfach abgeschaltet und analysiert
werden – was besondere Herausforderungen mit sich bringt.
Die derzeitige Macht der großen Netz-Konzerne und restriktiver
Staaten muss mit Menschenverstand und soziokultureller Ver-
antwortung in Grenzen gehalten werden, um die Freiheit im
Netz auf lange Sicht zu wahren.

DER WEG IN DIE ZUKUNFT

Auf dem Podium diskutieren Experten für Internetfreiheit über
den richtigen Weg für die kommenden Jahre und Jahrzehnte.
Allen ist bewusst, dass es eine möglichst einheitliche Verfas-
sung für das Internet geben muss, allein schon, um der Balka-
nisierung des Internetrechts entgegenzuwirken. Welcher Weg
der richtige ist, wurde in der Expertenrunde kontrovers disku-
tiert. Konsens herrschte allerdings darüber, dass die Macht im
Internet nicht in den Händen weniger Konzerne und Staaten
gebündelt werden darf, sondern dass auch die Nutzer ein ve-
ritables Mitspracherecht erhalten sollen, auf welchen Grund-
lagen eine Netz-Verfassung in den kommenden Jahren beru-
hen wird.

DER WEG ZUM DATENSCHUTZ

EU-Parlamentarier und Mitglied der Grünen, Jan Philipp Al-
brecht, bricht eine Lanze für den Datenschutz im Netz. Die ge-
setzlichen Grundlagen, auch auf europäischer Ebene, müssen
für die Nutzer sozialer Netzwerke und Suchmaschinen zukünf-
tig mehr Sicherheit für die sensiblen Daten rund um die eigene
Person garantieren. Die stark fragmentierte Rechtslage in Euro-
pa ist überholt, sagt Albrecht. Er hält die Teilhabe an sozialen
Netzwerken für einen Grundstein der Internetnutzung. Der
Hinweis, dass die User, denen der bisherige Umgang mit den
Daten suspekt erscheint, keine sozialen Netze nutzen sollen, ist
für Albrecht auf keinen Fall die Lösung eines grundlegenden
Machtproblems.
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Wie demokratisch ist das Netz?
Freiheit des Internet wird uns nicht geschenkt, wir müssen sie verteidigen / Algorithmen machen uns zu gläsernen Menschen

Von Wolfgang Thaenert

In Kürze begehen wir den Tag
der Pressefreiheit. Am 3. Mai

werden wir – wie jedes Jahr seit
1994, seit Einführung des Tages
der Pressefreiheit – wieder mit er-
schreckenden Zahlen konfron-
tiert werden: die der getöteten
Journalisten, die der verhafteten
Journalisten und auch die der
weggesperrten Online-Aktivisten.
Es ist ein trauriger Nachweis für
die gewachsene und wachsende
Bedeutung des Netzes, dass die
Zahl der verhafteten Internet-
Journalisten Jahr für Jahr steigt.
Längst halten die Zensoren
Schritt mit der Entwicklung des
Netzes und haben aufgerüstet – in
China, Iran, Saudi-Arabien und
einer Reihe weiterer Staaten, die
die Journalistenorganisation Re-
porter ohne Grenzen „Feinde des
Internet“ nennt. Länder, die die
UN-Charta unterschrieben und
sich damit verpflichtet haben, die
Menschenrechte ihrer Bürger zu
achten und zu schützen und sie
nicht einzusperren und mundtot
zu machen, weil sie Missstände
aufdecken und damit den Herr-
schenden unbequem werden.

Es war ein langer Weg, bis die
Pressefreiheit, die Informations-
und Meinungsfreiheit erkämpft
war. Bis sie verankert war in un-
seren nationalen Verfassungen,
in der UN-Charta, in der Europäi-
schen Menschenrechtskonventi-
on. Bis sie für uns selbstverständ-
lich geworden ist. Damit diese
Freiheit gelebte Praxis bleibt,
sind vielfache Anstrengungen
nötig. Das gilt auch für das globa-
le Netz, das unsere Kommunika-
tionswelt, unsere Lebens- und Ar-
beitswelt in den zurückliegenden
zwei Jahrzehnten so radikal ver-
ändert hat und weiter verändert
mit seinen schier unendlichen
Möglichkeiten. Doch die Infor-
mations- und Kommunikations-
freiheit im Netz ist durchaus
nicht sicher, sie ist vielmehr ge-
fährdet, wenn auch weitaus sub-
tiler als bei den „Feinden des In-
ternet – kurzfristig weniger exis-
tentiell für den Einzelnen, lang-
fristig aber höhlt es unser demo-
kratisches Gesellschaftmodell
aus und stellt unser Rechtssys-
tem in Frage.

Längst haben wir uns unter die
Kuratel von Google & Facebook,
Amazon & Apple gestellt. Sie wis-
sen so gut wie alles über uns – wel-
che Fragen uns beschäftigen, wel-
che Informationen wir suchen,
welche Freunde und Kontakte wir
haben, wie wir unser soziales Le-
ben organisieren, was wir kaufen
oder kaufen möchten. Doch damit
nicht genug: die Daten, die wir
ständig über uns preisgeben – und
oftmals ohne darüber nachzuden-
ken – sind der Goldstandard der
digitalen Welt. Der kostbarste
Rohstoff, den wir einfach so ver-
schenken. Scheinbar werden wir
dafür belohnt – etwa wenn Ama-

zon uns vorschlägt, was wir kau-
fen sollen – vom neuesten Buchti-
tel bis zum Fotoblitz, von der Es-
pressomaschine bis zum Rasen-
mäher. Oder soziale Netzwerke
uns die Freunde, die wir haben
sollten, vorschlagen. Oder Google
weiß, wonach wir Nutzer suchen
und uns dank des gespeicherten
Wissens über uns gezielt Antwor-
ten gibt, die zu unserem individu-
ellen Profil passen. Zunehmend
bewegen wir uns in den geschlos-
senen Welten der Unternehmen,
gesteuert von den Algorithmen,
und machen uns dabei die Gefahr
der Manipulierbarkeit kaum be-
wusst.

Längst haben wir es mit digita-
len Supermächten zu tun. Welt-
weit 800 Millionen Menschen
nutzen Facebook, das auch in
Deutschland bei weitem den
Markt dominiert – und mit 25 Mil-
lionen Nutzern mehr als 50 Pro-
zent Marktanteil hat. Wir nehmen
es ganz selbstverständlich hin,
dass Google hierzulande mit fast
90 Prozent Marktanteil die Such-

maschine schlechthin ist. Was al-
so ist, wenn Google seine Vor-
machtstellung nutzt, um eigene
Inhalte an die Nutzer zu bringen?
Und warum akzeptieren wir – re-
lativ widerspruchslos –, wenn
Apple entscheidet, welche Inhalte
in die Apple-Welt passen und wel-
che nicht. Es war schon in der ana-
logen Medienwelt problematisch,
wenn Infrastrukturanbieter zu-
gleich auch Inhalteanbieter sein
wollten. In der konvergenten Me-
dienwelt hat sich die Frage der
Neutralität der Infrastruktur kei-
neswegs aufgelöst, sondern sie
stellt sich verschärft.

„Wettbewerb ist eine notwendi-
ge, aber noch keine hinreichende
Voraussetzung zur Vielfaltsiche-
rung.“ Dieser Merksatz des großen
alten Mannes des Wettbewerbs-
rechts, Ernst-Joachim Mestmäcker,
gilt sicher auch für die digitale Welt.
Für die analoge Medienwelt haben
wir ein umfängliches Regulie-
rungsinstrumentarium zur Verhin-
derung von Konzentration. Was
uns an Instrumenten zur Vielfaltsi-

cherung zur Verfügung steht – über
deren Schlagkraft ich hier nicht
weiter räsonieren will – ist auf den
hiesigen Medienmarkt und weitge-
hend auf die analoge Welt bezogen.

Was also haben wir den digita-
len Supermächten entgegenzu-
setzen? Eine schlagkräftige Kon-
kurrenz lässt sich weder herbeire-
den noch verordnen. Auch an-
sonsten ist unser Waffenarsenal
ziemlich leer; und auch die Reich-
weite der vorhandenen Regulie-
rungsinstrumente ist im globalen
Kontext beschränkt. Bleiben also
die Spielregeln: internationale
Vereinbarungen für Mindeststan-
dards, mehr Transparenz, mehr
Rechte für die Nutzer, besserer
Datenschutz und der politische
Wille, die Regeln durchzusetzen.
Wie demokratisch also ist das
Netz?

Ohne die Kommunikations-
möglichkeiten des Netzes hätte
der Arabische Frühling vermut-
lich so schnell nicht Einzug gehal-
ten in Tunesien, Ägypten, Libyen
und zum Ende der Diktaturen bei-

getragen. Dass es irgendwann den
Geheimdiensten dort nicht mehr
möglich war, die Aktivisten aus-
findig zu machen, ist sicher auch
der Anonymität der im Netz akti-
ven Person ein Stück weit geschul-
det. Aber würden wir den Macht-
kampf per Micro-Blog auch gegen
demokratisch legitimierte Ent-
scheidungen in gleicher Weise
„adeln“?

Welchen Einfluss die Internet-
Gemeinde auf politische Ent-
scheidungen nehmen kann, hat
uns das „Schicksal“ von ACTA ge-
zeigt. Die Mobilisierung der Netz-
Aktiven gegen das multilaterale
Handelsabkommen gegen Pro-
duktpiraterie und Urheberrechts-
verletzungen, die Organisation
internationaler Protesttage im
Februar diesen Jahres, das Entste-
hen einer europäischen Öffent-
lichkeit zu diesem Thema hat of-
fensichtlich Regierungen und
Funktionsträger überrascht. Ne-
ben den inhaltlichen Kritikpunk-
ten des Abkommens – Eingriff in
die Privatsphäre, Verletzung von
Grundrechten, Internetsperren,
Bewahrung des veralteten Urhe-
ber- und Verwertungsrechts – war
es auch die Intransparenz der Ver-
handlungen und des gesamten
Verfahrens, die Anstoß erregte.
Aber wer von uns hat den Gesamt-
text des Abkommens gelesen und
verstanden?

Weiter: Wie gehen wir damit
um, wenn die Persönlichkeits-
rechte einzelner im Netz verletzt
werden, wie zum Beispiel die des
jungen Mannes in Emden, der zu-
nächst fälschlicherweise wegen
Mordes verhaftet wurde und sich
umgehend mit massiven Drohun-
gen im Netz und Aufrufen zur
Lynchjustiz konfrontiert sah?

Wie gehen wir mit dem Anspruch
auf kulturelle Teilhabe um, auch
ein in der UN-Menschenrechts-
charta verbrieftes Recht. Da
heißt es in Artikel 27: „Jeder hat
das Recht, am kulturellen Leben
der Gemeinschaft frei teilzuneh-
men, sich an den Künsten zu er-
freuen und am wissenschaftli-
chen Fortschritt … teilzuhaben“.
Und was ist mit denen, die von ih-
rer geistigen Arbeit leben wol-
len? „Jeder hat das Recht auf
Schutz der geistigen und materi-
ellen Interessen, die ihm als Ur-
heber von Werken der Wissen-
schaft, Literatur oder Kunst er-
wachsen“, sagt derselbe Artikel
in der Allgemeinen Erklärung der
Menschenrechte der UN.

Wie kommen die Regeln, nach
denen das globale Netz funktio-
niert, zustande? Wer entscheidet
über die Standards unseres digita-
len Zusammenlebens? Wer ist da-
zu legitimiert, sie zu definieren
und wer stark genug, sie global
durchzusetzen?

Die Freiheit im Netz wird uns
nicht geschenkt, wir müssen sie
weiterhin verteidigen , damit wir
das demokratische Potenzial des
Internet nicht verlieren.

Digitale Supermächte liefern
gleichzeitig Infrastruktur und
Inhalte. Das ist problematisch.

Wer bestimmt, überwacht und
vollstreckt digitale Standards
im globalen Internet?

PROFESSOR WOLFGANG THAENERT
Wolfgang Thaenert führt die Hessische
Landesanstalt für privaten Rundfunk
und neue Medien (LPR Hessen) seit
1989. Fragen der Vielfaltsicherung, die
Verankerung journalistischer Standards
sowie die Sicherung von Persönlich-
keitsrechten und des Jugendmedien-
schutzes sind für den LPR-Direktor
zentral für die Weiterentwicklung der
Medienordnung in der digitalen Welt.

Die Entwicklung des privatwirtschaft-
lichen Rundfunks und dualen Systems
hat Wolfgang Thaenert seit den Anfän-
gen in den 80er Jahren begleitet – als
Verwaltungsjurist im Gesetzgebungs-

und Beratungs-
dienst des nie-
dersächsischen
Landtags, dann
als Geschäftsfüh-
rer des nieder-
sächsischen Lan-
desrundfunkaus-
schusses, bevor er

1989 als Gründungsdirektor der LPR
Hessen berufen wurde.

Im Verbund der Landesmedienan-
stalten befasst sich Wolfgang Thaenert
als Mitglied der Kommission zur Er-
mittlung der Konzentration im Medi-

enbereich (KEK) seit 2008 intensiv mit
Fragen der Vielfaltsicherung. Als Euro-
pabeauftragter der DLM hatte er von
2007 bis 2011 vor allem Fragen zur
Medienpolitik auf der Agenda.

Von 2003 bis 2005 hatte der LPR-
Direktor den Vorsitz der Direktoren-
konferenz der Landesmedienanstalten
(DLM) inne. Der gebürtige Hildeshei-
mer (Jahrgang 1950) ist seit 1993
der Universität Kassel verbunden;
wo er Medienrecht am Institut für
Wirtschaftsrecht lehrt.

www.lpr-hessen.de
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Was Du nicht willst, dass man Dir tu…
Plädoyer für eine Netz-Kultur – damit die Zwischentöne nicht im „shitstorm“ untergehen

Von Peter Tauber

Es ist nichts Neues, dass sich
Menschen über das Niveau in

den Kommentaren der großen
Online-Medien beklagen. In der
Tat kann man sich erschrecken,
wenn man manche Leserkom-
mentare bei selbst seriösen und
anspruchsvollen Zeitungen liest.
Von den in Mitteleuropa gängigen
Umgangsformen, von Respekt ge-
genüber anderen Meinungen, von
einem wirklichen Interesse am
Austausch von Argumenten ist da
nichts zu entdecken. In den sozia-
len Netzwerken geht es ähnlich
zu. Nach dem Mord an dem klei-
nen Mädchen in Emden fanden
sich dort Aufrufe zur Lynchjustiz,
die einem das Blut in den Adern
stocken ließ.

Die Folge: manche wenden sich
angewidert ab, andere fordern die
Politik zum Eingreifen auf, verlan-
gen das Ende der Anonymität im
Netz. Um es deutlich zu sagen:
Auch mich stört die billige, groß-
sprecherische Polemik, eine Spra-
che, die andere beleidigt, ernied-
rigt und verletzt. Dennoch: Wir
sollten uns, bevor wir uns empö-
ren, zwei Fragen stellen.

Erstens: Ist die angedeutete
Verrohung der Umgangsformen
ein neues Phänomen und Beleg
für den Werteverlust unserer Ge-
sellschaft? Nein, das Internet hält
uns nur schonungslos den Spiegel
vor und zeigt den Diskurs-Alltag
in unserer Gesellschaft. Die Leser-
briefspalte der gedruckten Frank-
furter Rundschau beispielsweise
ist nicht repräsentativ für Volkes
Stimme – weder in puncto Inhalte
noch Wortwahl. Deutlich wird ei-
ne Entfremdung zwischen denen,
die den öffentlichen Diskurs prä-
gen, und vielen Menschen, die
sich nicht mehr repräsentiert füh-
len. Sollten wir uns folglich um ei-
ne andere Sprache bemühen? Ja,
aber nur was Verständlichkeit und
Klarheit angeht.

Dies führt zur zweiten Frage:
Wessen Aufgabe ist es, für ein
Mindestmaß an Verständnis, To-
leranz und Respekt im Umgang
miteinander im öffentlichen (di-
gitalen) Diskurs zu sorgen? Das
kann nicht der Staat oder die Poli-
tik mit Gesetzen oder gar Zensu-
rinstrumenten leisten. Das Netz
spiegelt den Umgang in unserer
Gesellschaft mit Gewalt, mit An-
dersdenkenden, mit Minderhei-
ten wider. Würde eine Zensurinf-
rastruktur, die „böse“ – also rassis-
tische oder anderweitig diskrimi-
nierende – Inhalte löscht, helfen?
Sicher nicht. Das wäre nicht nur
grundrechtlich bedenklich, es
hätte denselben Effekt wie – die
inzwischen zu den Akten gelegten
– Netzsperren: sie würde das

Problem kaschieren, aber es nicht
an der Wurzel packen.

Wer kann also etwas tun? Die
Antwort ist ebenso einfach wie un-
bequem: Wir, alle gemeinsam, und
damit jeder einzelne. Wir sollten
uns einmischen in Debatten, auf
Respekt achten und zur Sachlich-
keit mahnen. Denjenigen, die of-
fensichtlich darauf aus sind zu
„trollen“, kann man nur zuru-
fen: „Niveau ist keine Creme!“
Wir brauchen einen offenen Dia-
log darüber, wie wir miteinander
umgehen wollen in der digitalen
Gesellschaft. Welche Netiquette
soll gelten? Julia Schramm hat auf
ihrem Blog Regeln aufgeschrie-
ben, die ich sehr sympathisch fin-
de: http://juliaschramm.de/neti-
quette/ Am besten gefällt mir die

12. Regel, die deutlich älter als das
Internet ist: „Was du nicht willst,
das man dir tu“, das füg auch kei-
nem andern zu“.

Wenn es uns gelänge, Konsens
zu erzielen, wie wir miteinander
umgehen in einer freiheitlichen
und pluralistischen Gesellschaft,
die ohne Respekt voreinander
nicht auskommt uns, hätten wir
einen neuen Gesellschaftsvertrag
erreicht – und das Internet wird
das Kommunikationsinstrument
aller sein können. Wenn uns das
jedoch nicht gelingt, wird es Men-
schen stumm machen, werden
sich viele nicht mehr trauen, ihre
Meinung zu vertreten gegenüber
einer gefühlten „Mehrheit“.

Zwischentöne werden dann nicht
mehr gehört. Sie gehen unter im
„shitstorm“. Auch deshalb werbe
ich für einen neuen „contrat social“,
den aber keine Regierung beschlie-
ßen kann, sondern den wir uns im
Netz geben müssen. In der analo-
gen Welt funktioniert er (leidlich)
gut. Es spricht nichts dagegen, dass
das auch im Internet gelingt. Dazu
braucht es Netiziens, die sich einmi-
schen – nach dem Motto „Was du
nicht willst, das man dir tu“, das füg
auch keinem andern zu.“

DR. PETER TAUBERM B
Dem Deutschen Bundestag gehört
Peter Tauber seit 2009 an; der CDU-
Politiker vertritt den Wahlkreis Hanau
im Parlament. Peter Tauber ist Mitglied
der Enquete-Kommission des Bun-
destags „Internet und digitale Gesell-
schaft“ und gilt über die Grenzen
seiner Partei hinaus als Internet-
affiner Politiker. Ihn interessieren vor
allem die Fragen, wie in der digitalen
Gesellschaft der Zusammenhalt
entsteht und welche Auswirkungen
die Digitalisierung auf das kollektive
Gedächtnis haben wird.

Der gebürtige
Frankfurter
(Jahrgang 1974)
begann seine
politische Karriere
1991 in der Jungen
Union, kurz darauf
wurde er Stadt-
verordneter in

Wächtersbach, ein Amt, das er bis 2007
innehatte. Auf Landesebene vertrat Peter
Tauber von 2003 bis 2009 die Junge Union
Hessen als Vorsitzender, seit 2008 gehört
er dem Landesvorstand der CDU Hessen an.

Nach seinem Studium der Geschichte
und Politikwissenschaft in Frankfurt war
er zunächst als Landesgeschäftsführer
der Jungen Union Hessen tätig, dann
persönlicher Referent der hessischen
Kulturministerin Karin Wolff. 2009
übernahm der inzwischen
promovierte Historiker die Funktion
des Pressesprechers der Deutschen Ver-
mögensberatung AG in Frankfurt, die
er mit seiner Wahl in den Bundestag
aufgab.

www.petertauber.de
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Das Internet ist ein
Spiegelbild des Diskurs-Alltags
in unserer Gesellschaft

Umgangsformen können
nur von den Usern
selbst bestimmt werden

Der Zugang zum Netz ist ein Menschenrecht
Viele Entwicklungsschritte sind weltweit nötig, um die digitale Kluft zu überwinden

Von Pascal Schumacher

Das Internet hat das Potenzial
Grenzen zu sprengen und

Zensur- und Propagandamaßnah-
men zu unterlaufen. Der politi-
sche Kampf um das Internet in
China, das mehr als eine halbe
Milliarde Nutzer hat, macht die
demokratische Kraft des Medi-
ums besonders deutlich. Die Po-
tenziale können aber nur ausge-
schöpft werden, wenn alle Bürger
Zugang zu Foren haben, wo sie ih-
re Meinungen kundtun, Informa-
tionen suchen und an der öffentli-
chen Sphäre teilhaben können.
Der Zugang zum Internet ist es-
senziell.

Die Mehrzahl der Weltbevölke-
rung hat derzeit keinen Internet-
zugang, was gleichzeitig Ursache
und Konsequenz einer Unwucht
in der Verteilung von Reichtum
und Ressourcen in der Welt ist.
Das Kernproblem: Der Zugang
kostet Geld und setzt Bildung vor-
aus.

• Nach Angaben des statistischen
Bundesamtes haben 23 Prozent
der deutschen Haushalte keinen
Zugang zum Internet.

• Zugang zur digitalen Welt ist
zudem an den Wohnort und an
das Einkommen gekoppelt:
Ärmere Menschen auf dem
Land sind häufiger offline.

• Global betrachtet ist dies noch
viel extremer: In den Ländern
Afrikas haben im Schnitt weni-
ger als zehn Prozent der Men-
schen Zugang zum Netz. In Asi-
en reicht das Spektrum von 0,5
Prozent in Kambodscha bis zu
75 Prozent in Japan.

Vor dem Hintergrund dieser
Zahlen stellt sich die Frage, ob
die Menschenrechte dem Einzel-
nen ein Recht auf Zugang zum In-
ternet gewähren. Besonders pro-
minent wurde das Thema, als ei-
ner der Gründungsväter des Net-
zes, Vint Cerf, in der New York
Times behauptete: „Internet Ac-

cess Is Not a Human Right“. Aller-
dings ist bereits Cerfs Fragestel-
lung, ob es ein eigenständiges
„Recht auf Internet“ geben solle,
irreführend. Zentral ist, dass al-
len Bürger Zugang zu grundle-
genden gesellschaftlichen Kom-
munikations- und Informations-
möglichkeiten gewährleistet ist.
Das Netz gehört längst zu diesen
Essentialia der Kommunikation.
Dies lässt sich aus zwei Überle-
gungen ableiten:

Soll das Internet nicht nur ein
Privileg der Ober- und Mittel-
schicht, sondern ein soziales und
demokratisches Netz sein, müs-
sen wir gleichen Zugang zum
Netz fordern. Susanne Baer, mitt-
lerweile Richterin des Bundesver-
fassungsgerichts, kam 2010 in ei-
nem viel beachteten Vortrag
zum Ergebnis: „Das Grundgesetz

schützt vor einem Netzprekariat!“
Wer Menschenwürde und Freiheit
zusammen denkt und sich auch
noch an das Sozialstaatsprinzip
erinnert, erkennt ein Recht auf
ein Existenzminimum an. Dieses
umfasst auch ein Mindestmaß an
Teilhabe am gesellschaftlichen,
kulturellen und politischen Le-
ben. Ohne einen Zugang zum
Netz kann es heutzutage keine ak-
tive bürgerschaftliche Teilhabe
geben.

Das Recht auf Netzzugang kann
man auch mit einem Fokus auf die
Kommunikationsfreiheiten stüt-
zen. Da die Medienfreiheiten

auch verfassungsrechtliche Wert-
entscheidungen sind, ist der Staat
verpflichtet, den Prozess der de-
mokratischen Öffentlichkeit zu
gewährleisten. Mit dem Internet
ist ein historisch einmaliger Kom-
munikationsraum entstanden,
ohne dessen Nutzung man heute
kaum an den Segnungen der In-
formationsgesellschaft teilhaben
kann. Seine Angebote gehören
zur kommunikativen Grundver-
sorgung. Die staatliche Gewähr-
leistung einer Zugangsinfrastruk-
tur wird damit zur notwendigen
Funktionsbedingung für die Aus-
übung der Meinungs- und Medi-
enfreiheiten.

Es bedarf als nicht der Erfin-
dung eines neuen Menschen-
rechts auf Internet. Es gibt ein
solches Recht bereits – in Ausle-
gung der bestehenden Verfas-
sungstexte. Jedoch ist das Über-
winden der digitalen Kluft nur
der erste Schritt. De facto erfor-
dert die Partizipation an der öf-
fentlichen Sphäre Entwicklun-
gen auf vielen Ebenen. Sie muss
demokratische, ökonomische
und soziale Aspekte ebenso ein-
beziehen wie Medienkompetenz
und Preise, um den Zugang zum
öffentlichen Kommunikations-
raum und der demokratischen
Partizipation zu einer realisti-
schen Option für die Mehrheit
der Weltbevölkerung werden zu
lassen.

Die Mehrzahl der
Weltbevölkerung hat derzeit
kein Internet

Mit dem Internet ist
ein Kommunikationsraum
entstanden

DR. PASCAL SCHUMACHER
Die Sicherung des Grundrechtschutzes
im Internet steht derzeit im Mittelpunkt
des Forschungsinteresses von Pascal
Schumacher, der sich mit diesem Thema
am Institut für Informations-, Telekom-
munikations- und Medienrecht (ITM)
der Universität Münster habilitiert. Über
Fragen der Netzpolitik hat Schumacher
ebenso intensiv publiziert wie zur Netz-
neutralität und Universaldienstver-
pflichtung. Er hat sich zudem mit dem
Aufbau telekommunikationsrechtlicher

Strukturen in der
Volksrepublik Chi-
na im Rahmen
des EU-China In-
formation Society
Project im Auftrag
der EU-Kommissi-
on befasst. Als
Mitglied des Ex-

pertenkreises der 5. Initiative im Co:lla-
boratory, einem von Google initiierten
Think Tank zur Internet Governance,

setzt sich Schumacher mit dem Themen-
bereich Menschenrechte und Internet
auseinander.

Der gebürtige Düsseldorfer, Jahrgang
1980, mit deutschem und französi-
schem Pass, ist Mitherausgeber des In-
ternational Journal of Communications
Law and Policy und betreibt das Blog-
Projekt www.digitalconstitution.de

www.uni-muenster.de/Jura.tkr/oer/
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Im Fokus der Kameras.

Zeit-Redakteur Götz Hamann fasst die Debatte zusammen.

Pascal Schumacher, Peter Tauber, Viktor Mayer-Schönberger, Ingrid Scheithauer, Jan Philipp Albrecht und Annette Mühlberg diskutieren im Anschluss an die Vorträge auf dem Podium die Fragen der Netzfreiheit.

Medienberater Herbert F. Schnaudt (links) im Gespräch mit einem Kollegen....mit Blick auf den Main.

Ein Podium für die Zukunft
Lebhafte Diskussion beim LPR Forum Medienzukunft: Grundrechte, Rechtewahrung, Kontrolle und Alltag im Internet

„Das Internet hat unser Leben verändert.“ Dieser lapidare Satz birgt so viel Wahrheit und Vielschich-
tigkeit in sich, dass die Landesanstalt für privaten Rundfunk (LPR) ihr diesjähriges Forum Medienzu-
kunft im Westhafenpier Frankfurt der Netz-Verfassung gewidmet hat. Hierbei ging es am Donnerstag-
abend nicht unbedingt darum, in welcher Verfassung das Internet ist, sondern hauptsächlich um die
grundlegenden Vereinbarungen, die auf globaler oder lokaler Ebene getroffen werden müssen, um
das Internet als freien Informationsraum zu erhalten – und gleichzeitig die Rechte der Menschen zu
wahren. Natürlich spielte dabei auch die Diskussion um Urheberrechte im Netz eine Rolle, der Kern
der Diskussion drehte sich aber um den Wunsch und die Notwendigkeit einer Art globalem Grundge-
setz für das Internet. Die zentralen Fragen hierbei sind, wer diese Netz-Verfassung festlegen darf, wel-
che Inhalte sie haben soll und wer diese Gesetze letztendlich kontrolliert.

Hierbei gab es zwei recht konträre Positionen, vertreten von Pascal Schumacher von der Uni Müns-
ter und dem Keynote-Speaker Viktor Mayer-Schönberg. Letzterer vertrat in seiner Keynote einen prag-
matischen Ansatz: Mit ICANN oder einer entsprechenden Nachfolgeorganisation sollte über den Ad-
ressraum des Netzes gleichzeitig der Informationsfluss kontrolliert und nach Regeln geordnet wer-

den, die auch von ICANN unter Beteiligung der am Netz teilhabenden Staaten festgelegt werden. Die-
ser Top-Down-Ansatz ist nicht die Auffassung von Schumacher, der einer zukünftigen Netz-Verfas-
sung zunächst einen soliden Wertediskurs zugrunde legen möchte. Vor der Netz-Verfassung sollte ge-
klärt werden, welche Werte überhaupt als schützenswert gelten. Mayer-Schönberger hingegen hält
diesen globalethischen Ansatz für nicht praktikabel. „Wenn wir das so machen, haben wir in 50 Jahren
eine Netz-Verfassung, die sich auf die Realität im Jahr 2013 bezieht“, so Mayer-Schönberger.

Die Diskutanten Annette Mühlberg (Ver.di), Peter Tauber (CDU) und Jan Philipp Albrecht (EU-Ab-
geordneter der Grünen), näherten sich der Diskussion von der praktischen Seite. Sie sprachen sich
einmütig dafür aus, dass das Thema mehr Raum in Politik und den Universitäten verdient hätte. „Wir
dürfen diese Frage nicht den bisher Mächtigen im Netz, den großen Konzernen, überlassen“, mahnte
Mühlberg. Deshalb hält sie ICANN für einen Schritt in die richtige Richtung. Einigkeit herrschte auch
darüber, dass die Infrastruktur des Internets besser ausgebaut werden müsse. Albrecht sprach sogar
von einem „Grundrecht auf Internet“, das die Netzbetreiber dazu verpflichten solle, das Netz auch in
den entlegenen Regionen auszubauen.

Weitere Referenten auf dem Podium

GÖTZ HAMANN
Als stellvertretender Leiter des Wirt-
schaftsressorts ist Götz Hamann zu-
ständig für die Unternehmensbericht-
erstattung der Hamburger Wochenzei-
tung „Die Zeit“. Hamann schreibt seit
mehr als einer Dekade über aktuelle
Technologie-Themen, die immer wei-
ter wachsende Kulturindustrie und
den Strukturwandel der deutschen
Wirtschaft. Er hat den Aufstieg der
großen Internetunternehmen beglei-
tet und die erfolgreichen IT-Unter-
nehmer aus dem Silicon Valley per-
sönlich getroffen. Seine journalisti-
sche Laufbahn begann der gebürtige
Westfale (Jahrgang 1969) bei der
Frankfurter Allgemeinen Zeitung und
wechselte zur Financial Times
Deutschland, zu deren Gründungsre-
dakteuren er gehörte.

Der Historiker
wurde mehrfach
unter die besten
Wirtschaftsjourna-
listen des Landes
gewählt auch als
Buchautor hat er
sich einen Namen
gemacht: 2005 er-

schien das mit Cerstin Gammelin verfasste
„Die Strippenzieher. Manager, Minister,
Medien – wie Deutschland regiert wird“ –
ein Bestseller. In seinem jüngsten Buch
„Zeitbombe Internet“ geht er mit Thomas
Fischermann der Frage nach, warum „un-
sere vernetzte Welt immer störanfälliger
und gefährlicher wird“.

www.zeit.de/autoren/H/Goetz_Ha-
mann/index.xml
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INGRID SCHEITHAUER
Als Journalistin, Moderatorin und
Beratern arbeitet Ingrid Scheithauer in
Meckenheim bei Bonn. Mit ihrem
2003 gegründeten Büro ist die gebür-
tige Hannoveranerin mit österreichi-
schen Wurzeln in der Politik- und Me-
dienberatung tätig und übernimmt
Konzeption und Realisation von Me-
dienveranstaltungen. Die Verände-
rungen der Medienlandschaft analy-
siert und kommentiert Ingrid Scheit-
hauer seit Anfang der 80er Jahre als
Redakteurin der Frankfurter Rund-
schau, deren Medienressort sie auf-
baute und bis 2003 leitete.

Als Moderatorin ist Ingrid Scheithauer,
die Politik- und Kommunikationswis-

senschaft in
Mainz, München
und Stanford stu-
diert hat, bei na-
tionalen und in-
ternationalen
Medienkongres-
sen aktiv. Sie ge-
hört verschiede-

nen Jurys für Medienpreise an und war
u.a. Mitglied der „Weizsäcker-Kommis-
sion“ und des Medienrates der LfM NRW.
Mit den durch die Digitalisierung ausge-
lösten Transformationsprozessen in Me-
dien und Gesellschaft befasst sie sich
ebenso intensiv wie mit den verschiede-
nen Facetten des Themas Vertrauen und
mit dem Entstehen von Denkstrukturen.
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ANNETTE MÜHLBERG
Beim ver.di Bundesvorstand in Berlin
leitet Annette Mühlberg seit 2001 das
Referat eGovernment, neue Medien und
Verwaltungsmodernisierung. Die gebür-
tige Frankfurterin hat sich früh mit dem
Wandel der Arbeitswelt durch Informa-
tions- und Kommunikationstechnologie
auseinandergesetzt und engagiert sich
für Bürger- und Arbeitnehmerrechte im
digitalen Raum und den Aufbau (öffent-
licher) IT-Infrastrukturen mit demokra-
tischen Rahmenbedingungen.

Als Sachverständige gehört Mühlberg
der Enquete-Kommission des Deut-
schen Bundestags „Internet und digitale
Gesellschaft“ an. Auch auf internatio-
naler Ebene ist sie aktiv – als Vorstands-
mitglied der Europäischen Internetnut-

zerorganisation
(EURALO) von
ICANN (Internet
Corporation for
Assigned Names
and Numbers)
und als Mitbe-
gründerin und -
koordinatorin des

deutschen und des europäischen Inter-
net Governance Forums.

Sie war Vorsitzende des ICANN-Internet-
nutzergremiums ALAC und vertrat in der
Delegation der Bundesrepublik während
des UNO-Weltgipfels zur Informationsge-
sellschaft die deutsche Zivilgesellschaft.

www.governet.de/
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Christa Gönner-Schwarz von der Landesmedienanstalt Baden-Württemberg.Gespannt verfolgt das Publikum die Debatte im Frankfurter Westhafenpier...
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Es gilt, die Machthaber im Netz an Grundwerte zu binden
Viktor Mayer-Schönberger über die Notwendigkeit einer international koordinierten Verfassung für das Internet

Das Internet steht für die meis-
ten Nutzer für Freiheit, für freien
Zugang zu Informationen, für
die Möglichkeit, zu kommunizie-
ren, sich mitzuteilen und damit
eine Stimme zu haben. Sie, Herr
Mayer-Schönberger, sehen die
Freiheit im Netz gefährdet und
fordern eine Verfassung für das
Internet, die die Freiheit sichert.
Warum ist das nötig?

Man muss verstehen, dass es
nur wenige Akteure sind, über die
die großen Interaktionsströme im
Netz laufen. Konkret: Facebook
und Google sind weltweit für über
70 Prozent des gesamten Inter-
net-Traffic verantwortlich.
Nimmt man noch ein weiteres
Dutzend der größten Akteure –
wie Microsoft, Apple, Yahoo,
Amazon oder Ebay – hinzu, dann
repräsentieren diese wenigen Un-
ternehmen fast 90 Prozent der
über das Netz vermittelten Infor-
mationen. Das ist eine ungeheure
Konzentration, die dazu führt,
dass diesen Akteuren sehr viel
Macht zukommt. Die Macht ein-
zelner zu beschränken und zu lei-
ten und dafür zu sorgen, dass die
Freiheit allen zukommt, dazu die-
nen Verfassungen. Und genau die-
se Sicherheit haben wir im Netz
nicht. Die großen Akteure könn-
ten technisch unsere bestehenden
Freiheitsräume im Netz drama-
tisch einschränken; das geht vom
Datenschutz bis hin zur freien
Meinungsäußerung.

Wie lassen sich die im Grundge-
setz gesicherten Freiheiten und
garantierten Rechte des einzel-
nen in die digitale Welt übertra-
gen und was sind die größten
Hürden?

Lawrence Lessig hat bereits
1999, also vor dreizehn Jahren, in
seinem berühmt gewordenen
Buch „Code“ etwas sehr Wesentli-
ches deutlich gemacht: Neben
den Rechtsnormen, die im parla-
mentarischen Gesetzgebungspro-
zess entstehen, werden Informati-
onsflüsse im Netz auch durch
Software gesteuert und beeinflus-
sen damit die Interaktionen der
Menschen im Netz. Viele der Soft-
ware-Werkzeuge, die wir verwen-
den – vom Internetbrowser über
die Software in den Routern, bis
hin zur Software in Webservern –
können bestimmte Informationen
schnell und andere eher langsa-
mer oder gar nicht weiterverar-
beiten. Diese Fähigkeit bedeutet
Macht. Wird sie missbräuchlich
ausgeübt, kann das auch unsere
Demokratie gefährden. Jede ge-
sellschaftlich derartig starke
Macht braucht Kontrolle. Und ge-
nau da helfen Verfassungen – im
Prinzip. Die Herausforderung be-
steht darin, dass sich nationale
Verfassungen so schlecht auf das
globale Netz übertragen lassen.

Was bedeutet es, wenn Software,
wie etwa Suchmaschinen, einzel-
nen nationalen Märkten und
Rechtsordnungen angepasst
wird?

Google filtert in Deutschland
oder auch in Frankreich bestimm-
te Suchergebnisse von Nazi-Infor-
mationen. Das bedeutet konkret,

dass eine Suche mit Google.de
über Adolf Hitler in Deutschland
zu anderen Ergebnissen führt als
die gleiche Suche zur gleichen
Zeit in den Vereinigten Staaten.
Hierzulande werden den Nutze-
rInnen also andere Informationen
geboten als in den USA. Google
versucht hier der deutschen
Rechtsordnung zu folgen und die
Informationsflüsse entsprechend
zu filtern und anderswo anderen
Rechtsordnungen. Für Nazi-Infor-
mationen mag uns, vor allem in
Europa und besonders in
Deutschland, dieser Informati-
onsfilter willkommen sein, aber
mit Blick auf China bedeutet das
auch, dass dieselbe Technologie
dazu genutzt werden kann und
genutzt wird, chinesischen Inter-
netnutzern keine oder viel weni-
ger Informationen über Tibet, Fa-
lun Gong oder über andere – aus
Sicht der chinesischen Regierung
– heikle Themen zugänglich zu
machen als einem Nutzer in Euro-
pa. Wie sollen wir mit diesem
Spannungsfeld zwischen gesell-
schaftlichem Schutz und Mei-
nungsfreiheit umgehen? Wo sol-
len wir die Grenze ziehen – und
welche Grundwerte sollen diese
Grenzziehung bestimmen?

In den internationalen Internet-
Organisationen, wie zum Bei-
spiel ICANN, die technische As-
pekte des Netzes koordiniert und
die Grundlagen der Verwaltung
der Top-Level-Domains legt, tref-
fen die Interessen der Netz-In-
dustrie auf die der Staaten. Wie
sehen Sie die Kräfteverhältnisse?

Natürlich führt das auch zu
Spannungen. Hier stehen sich
dann die Telekommunikations-
und die Internetindustrie auf der
einen Seite und die Nationalstaa-
ten auf der anderen Seite gegen-
über. Die einen wollen Geld ver-
dienen, die anderen die eigenen
Werte bewahren. Beide wollen
auch ihre jeweilige Macht erhal-
ten. Diese Spannung spürt man in
allen internationalen Organisa-
tionen und Mechanismen, die
sich mit Internet Governance, also
der Zuordnung und der Vermitt-
lung von Informationsflüssen in-
ternational beschäftigen – und
damit natürlich auch bei ICANN.

Und die Nationalstaaten?
Zu Beginn haben Nationalstaa-

ten in ICANN eine eher unterge-
ordnete Rolle gespielt. Das ent-
sprach auch dem Wunsch der
amerikanischen Regierung, die in
den 90er Jahren ICANN als ein
nicht auf Profit gerichtetes Unter-
nehmen nach kalifornischem
Recht schuf. Mittlerweile haben
sich die Nationalstaaten wieder
ihre Plätze erobert, und das führt
dazu, dass in ICANN diese Span-
nungen zwischen den kommer-

ziellen Anbietern und den Natio-
nalstaaten wieder deutlich stär-
ker zum Ausdruck kommen. Vor
allem aber sind die NutzerInnen
selbst innerhalb von ICANN prak-
tisch nicht mehr präsent.

Wie kam es zu dieser Rückbesin-
nung auf die Rolle der National-
staaten?

Diese Rückbesinnung ist nicht
zuletzt durch die Bush-Adminis-
tration angefacht worden, die sich
ganz bewusst gegen eine Internet-
Verfassung mit klaren Grundrech-
ten und damit gegen den Vor-
schlag der Europäer stellte und
sich auf die Seite undemokrati-
scher Nationalstaaten, wie China
und Russland, schlug. Daran hat
sich auch seit der Präsidentschaft
Obamas nichts Grundlegendes
verändert. Will man Internet Go-
vernance fortentwickeln und die
Grundrechte im Netz langfristig
schützen, liegt es an der derzeiti-
gen amerikanischen Regierung,
aber auch an den Europäern, die
Initiative zu ergreifen und mög-
lichst rasch Zeichen zu setzen, um
die Freiheit der Informationsflüs-
se im Internet auch für die nächste
Generation zu garantieren.

Wie spiegeln sich die geänderten
Kräfteverhältnisse auf der welt-
politischen und wirtschaftlichen
Bühne mit dem Aufstieg Chinas,
Indiens, Brasiliens oder Russ-
lands und dem geringeren Ein-
fluss Europas und auch der USA
in den Internet-Regulierungsor-
ganisationen, wie zum Beispiel
ICANN, wider?

Natürlich versuchen die ge-
nannten Länder sich Einfluss zu
verschaffen, entsprechend ihrer
Machtstellung im Weltgefüge. Sie
versuchen in der ICANN den kom-
merziellen Anbietern, vor allem
den Nationalstaaten Westeuropas
und den Vereinigten Staaten, die
Macht zu entreißen. Daneben ver-
suchen sie auch, ICANN als Orga-
nisation zu untergraben, indem
sie etwa, die ITU, die UN-Organi-
sation für Telekommunikation –
versuchen ins Spiel zu bringen
und zu „bemächtigen“. Gerade in
diesem Herbst steht wohl eine
weitere Auseinandersetzung zwi-
schen ICANN-Anhängern und
ITU-Befürwortern ins Haus.

Die international tätigen Bran-
chenriesen sind in nationalen
Medienmärkten engagiert, las-
sen sich auf deren Rechtsord-
nung ein und sicher ein Stück
weit auch auf den herrschenden
gesellschaftlichen Konsens.
Gleichzeitig sind die Marktfüh-
rer allesamt US-Unternehmen.
Was folgt daraus?

Schnell könnte man sagen: das
bedeutet die Amerikanisierung
der Werte im Netz. Aber so ein-
fach ist es nicht. Denn gerade die
großen Internet-Unternehmen
sind keine monolithischen Orga-
nisationen. Da gibt es auch deutli-
chen Dissens innerhalb der Unter-
nehmen – und ganz unterschiedli-
che Notwendigkeiten, mit natio-
nalem Recht umzugehen. Neh-
men Sie Google als Beispiel: Das
Filtern von Nazi-Inhalten ge-

schieht aufgrund deutschen
Rechts. Als amerikanisches Unter-
nehmen muss Google aber auch
mit Reaktionen der Politik in den
USA umgehen. So haben einzelne
Kongressabgeordnete in den USA
Google mehrfach gedroht, sollte
Google nicht den freien Zugang
zu Informationen im Internet
auch außerhalb der Vereinigten
Staaten garantieren, entspre-
chende gesetzliche Verpflichtun-
gen dafür zu schaffen. Damit wür-
de der amerikanische Gesetzge-
ber Google-Deutschland über
Google-USA zwingen, eine Filter-
funktion, die Google-Deutsch-
land aufgrund deutschen Rechts
durchzuführen hat, aufzugeben,
und damit gegen deutsches Recht
zu verstoßen. Würde Google dies
nicht tun, würde Google gegen
amerikanisches Recht verstoßen.
Was immer Google dann macht,
wäre ein Gesetzesbruch – entwe-
der hier oder dort.

Was ist der Stand in dieser Aus-
einandersetzung?

Google versucht in dieser Si-
tuation händeringend, die ameri-
kanischen Politiker von der Absur-
dität dieses Vorhabens zu über-
zeugen – was zumindest bisher
gelungen ist. Aber diese Ausein-
andersetzung wird sich an The-
men wie Internetinformationsfil-

terung in China immer wieder
entzünden und weiter verschär-
fen. Google muss auf der einen
Seite für China Informationen fil-
tern; auf der anderen Seite wollen
demokratisch organisierte Natio-
nalstaaten, wie die Vereinigten
Staaten, aufgrund ihrer Ideolo-
gie, dass Chinesen Zugang zu
weltweit verfügbaren Informatio-
nen ohne Filter haben sollen. Im
Zuge dieser Auseinandersetzun-
gen kann es dann dazu kommen,
dass Google gleichsam als Kollate-
ralschaden auch die Filterfunktio-
nen anderswo, wie in Deutsch-
land, verändern muss.

Was ist der Ausweg?
Ein nationalstaatlicher Fli-

ckenteppich kann nicht die Lö-
sung sein. Stattdessen müssen wir
versuchen, eine koordinierte Lö-
sung auf dem internationalen Par-
kett zu finden. Eine Möglichkeit
ist die Entscheidungsfindung in-
nerhalb der Internet Governance
ausübenden Organisationen, wie
es ICANN ist, an einen Grundwer-
tekatalog zu binden. Das kann ge-
lingen, wenn sich europäische
und nordamerikanische Akteure
zusammen tun und ihr gemeinsa-
mes Ziel erkennen: durch Veran-
kerung von Grundwerten, für die
in Europa lange gekämpft wurde
und für das Amerika und Europa

durch seine Verfassungen und
Grundrechtskataloge das Funda-
ment geschaffen haben sicher zu
stellen, dass das Internet auch in
Zukunft eine offene Informati-
onsplattform bleibt.

Wie schätzen Sie die Chancen da-
für ein?

Das kann ich nicht sagen. Aber
eines ist klar: weil wir Google und
andere bereits dazu gezwungen
haben, gewisse Filterfunktionen
vorzunehmen, könnten auch
nicht-demokratische Länder wie
China oder Russland Druck aus-
üben, Informationsflüsse ver-
stärkt zu filtern. Wir könnten uns
also in einigen Jahren in einem
enorm stark gefilterten Internet
wiederfinden, in dem wir vieler-
orts nur mehr nationalstaatlich
genehme Informationen abfragen
können und das globale Netz ein
Phänomen der Vergangenheit wä-
re. Dem sollten wir versuchen Ein-
halt zu gebieten.

Dass Bürger in der Lage sind, das
Internet für ihre politischen Zie-
le zu nutzen, haben wir im Ara-
bischen Frühling gesehen. Dass
Internetnutzer sich gegen eine
falsch erkannte Regulierung mo-
bilisieren und Gesetzgebungs-
vorhaben wie SOPA und ACTA
stoppen können, auch das haben

wir gesehen. Sehen Sie eine Be-
wegung entstehen, die für eine
Internet-Verfassung streitet?

Das ist nicht einfach zu beant-
worten. Auf der einen Seite sind
digitale Netze wie das Internet
beeindruckende Werkzeuge zur
gesellschaftlichen Mobilisie-
rung, wie der Protest gegen ACTA
zeigt. Aber nicht nur gegen AC-
TA, wir haben in den vergange-
nen Jahren immer wieder beein-
druckende Beispiele gesehen –
von der Bewegung unmittelbar
vor der vorletzten spanischen
Parlamentswahl gegen José Ma-
ria Aznar bis zum Arabischen
Frühling. Und überraschend ist:
Niemand konnte vor wenigen
Monaten noch vorhersehen, dass
ein für viele relativ abstrakt er-
scheinendes Thema wie Urheber-
rechte plötzlich für so viele Zehn-
tausende so interessant sein
kann, dass sie an einem interna-
tionalen Internetprotest teilneh-
men würden und damit die Ver-
abschiedung des ACTA-Prozesses
dramatisch hinauszögern bzw.
stoppen. Das ist so brisant wie
positiv.

Auf der anderen Seite bedeutet
es aber auch, dass wir über natio-
nale Grenzen und Befindlichkei-
ten hinaus sehen müssen. Dass
wir gerade im Westen, in Europa,
im transatlantischen System ver-

stehen müssen, dass die größte
Gefahr nicht die „völlige Mei-
nungsfreiheit“ amerikanischer
Prägung oder der „perfekte Daten-
schutz“ europäischer Provenienz
ist, sondern die größte Gefahr für
das Internet sind die undemokrati-
schen, die Freiheit beschränken-
den Bestrebungen nicht-demokra-
tischer Regierungen, wie China
oder Russland, die versuchen, das
Internet unter ihre Kontrolle zu be-
kommen. Gerade deshalb bedarf
es einer internationalen Bürgerbe-
wegung, die den Grundwerten des
Internets verpflichtet ist. Hier geht
es um Bewegungen, die nicht nur
international organisiert sein sol-
len, sondern auch gemeinsame
Werte vertreten. Das ist eine große
Herausforderung, das ist enorm
schwierig. Aber ich denke, wir ha-
ben keine andere Wahl, als es zu
versuchen.

Wer stellt sich dieser Aufgabe?
Wer sind die Akteure?

Aus den bestehenden Brücken-
köpfen, wie etwa die Bewegung
gegen ACTA, aus vereinzelten Mo-
menten der Mobilisierung und So-
lidarität heraus, eine große Bewe-
gung zu schaffen, bedarf Mut und
Energie, vor allem auch Risikobe-
reitschaft. Ende der neunziger Jah-
re wurde ja schon einmal im Zuge
der Konstituierung von ICANN
versucht, eine Bürgerbeteiligung
zu schaffen, die dann einige Jahre
später von den Nationalstaaten
und der ICANN-Führung wieder
abgeschafft und aufgelöst wurde.
Es gab also schon einmal einen
großen Rückfall und es ist nicht
auszuschließen, dass die National-
staaten, insbesondere jene, die
sich vor der Freiheit der Meinung
und der freien Informationsflüsse
fürchten, weiterhin versuchen
werden, gegen derartige Bürger-
bewegungen im Netz vorzugehen.

Aber es gibt den Beginn ent-
sprechender Bewegungen und es
gibt Versuche, gerade auch jene
Bewegungen, die sich punktuell
mit Urheberrecht und Daten-
schutz beschäftigt haben, ihre Auf-
gabe größer sehen zu lassen. In
den Vereinigten Staaten ist EPIC
(Electronic Privacy Information
Center) ein Beispiel: hatte man
sich ursprünglich primär mit Da-
tenschutz beschäftigt, ist EPIC

heute sehr viel stärker bürger-
rechtlich aktiv. In Europa sind wei-
tere Kulminationspunkte gerade
im Werden und hier helfen auch fi-
nanzielle Zuwendungen großer
Akteure – von George Soros’ Open
Society Institute bis Google. Es ist
eine spannende Zeit.

PROF. DR. VIKTOR MAYER-SCHÖNBERGER
Viktor Mayer-Schönberger ist Professor
für Internet Governance und Regulierung
am Oxford Internet Institute, Oxford Uni-
versity. In seiner Forschung beschäftigt er
sich vor allem mit der Rolle von Informati-
on in der vernetzten Gesellschaft. Bevor er
2009 nach Oxford wechselte, lehrte er ein
Jahrzehnt an der John F. Kennedy School
of Government der Harvard University, de-
ren Fakultät er weiterhin angehört, und an
der National University Singapore und war
Gründungsdirektor des dortigen Informa-
tion + Innovation Policy Research Centre.

Mit seinem jüngsten Buch „Delete: Die
Tugend des Vergessens in digitalen Zeiten“
hat er netzpolitische Akzente gesetzt, seine
Vorschläge hat inzwischen auch die EU-
Kommission aufgegriffen. „Delete“, das
2009 bei Princeton University Press und

ein Jahr später auf
Deutsch erschienen
ist, wurde mehr-
fach ausgezeich-
net, darunter mit
dem Preis der
Amerikanischen
Gesellschaft für
politische Wissen-

schaften für das beste Buch des Jahres zur
Technologiepolitik.

Der gebürtige Österreicher gründete
1986 als Zwanzigjähriger das Software-
Unternehmen Ikarus, und entwickelte die
Virus Utilities, das damals meistverkaufte
österreichische Software-Produkt. Er wur-
de unter die fünf besten Jungunternehmer
des Jahres 1991 gewählt und war Person
des Jahres im Bundesland Salzburg im Jahr
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2000. Mayer-Schönberger studierte
Rechtswissenschaften, unter anderem in
Harvard, und Internationale Beziehungen
an der London School of Economics.
Während seiner Schulzeit gewann er lan-
desweite Wettbewerbe im Programmieren
und in der Physik-Olympiade.

Viktor Mayer-Schönberger ist Mitbe-
gründer der SubTech-Konferenz und berät
regelmäßig Unternehmen, Regierungen
und internationale Organisationen, u.a.
Microsoft und das Weltwirtschaftsforum.
Er leitete viele Jahre die Rüschlikon-
Konferenzen zur Informationspolitik und
gehörte dem Beirat der American Bar
Association und der American Association
for the Advancement of Science an.

www.oii.ox.ac.uk/people/?id=174

„Jede gesellschaftlich

starke Macht braucht

Kontrolle. Und genau da

helfen Verfassungen.“

„Heute haben wenige

kommerzielle Anbieter

und große Staaten die

Macht im Internet.“

Die Journalistenorganisation Re-
porter ohne Grenzen hat zwölf
„Feinde des Internet“ benannt:
Staaten, die versuchen, das Netz
in ihrem Sinne zu gestalten und
Informationen filtern und zen-
sieren. China spielt – nicht zu-
letzt angesichts seiner Größe,
seines Modernisierungsschubs
und seiner Wirtschaftskraft –
auch hier eine besondere Rolle.

Ich denke, dass auch China sich
langfristig zu einer offenen Ge-
sellschaft im Sinne Karl Poppers
entwickeln wird. Dieser Trend ist
in kleinen Schritten, zwar auch
mit vielen Rückschritten, über die
vergangenen zweieinhalb Jahr-
zehnte klar erkennbar. Das bedeu-
tet aber auch, dass die derzeitige
Führungsclique in China gut da-
ran täte, jetzt die grundrechtli-
chen Fundamente zu schaffen für
einen Übergang von einer dikta-
torischen hin zu einer demokrati-
schen Gesellschaft – ohne Blutver-
gießen. Hier über das Internet ein
wenig mehr Freiheit zu wagen,
wäre dazu ein erster guter Schritt.

Der iranische Informationsmi-
nister hat soeben angekündigt,
dass es in Iran demnächst ein
„sauberes Netz“ geben werde
und dafür Google, Hotmail, Ya-
hoo u.a. geblockt und durch ira-
nische, von der Regierung kon-
trollierte Dienste ersetzt werden
sollen. Welche Folgen wird dieses
iranische Intranet haben, das es
wohl ab August geben soll?

Wenn es denn technisch ge-
lingt, dann bedeutet dies nichts
anderes als die geistige Verar-

mung der iranischen Gesellschaft,
die abgeschnitten vom Wissen der
Welt dazu verdammt ist, im eige-
nen Saft zu schmoren. Es bedarf
einer ganz besonderen politi-
schen Perfidie – oder ist es extre-
me politische Kurzsichtigkeit? –,
so der eigenen Gesellschaft den
Weg in eine vernetzte Welt des
Wissens und der Kommunikation
zu verstellen.

Wer hat im Moment Macht, wer
verliert Macht, wem wächst
Macht zu, wer kontrolliert und
wer sollte kontrollieren? Und wo
bleibt der Nutzer?

Heute haben wenige kommer-
zielle Anbieter und große Natio-
nalstaaten die Macht im Internet.
Bislang klang das nach Nullsum-
menspiel: Die eine Seite gewann
auf Kosten der anderen und umge-
kehrt. Zuerst haben die großen
Unternehmen zu Lasten der Staa-
ten an Einfluss gewonnen, in den
vergangenen Jahren haben die Re-
gierungen in den Internet-Organi-
sationen ihre Position wieder stär-
ken können. Aber in dieser Glei-
chung fehlen die Wichtigsten: die
über eine Milliarde Nutzerinnen
und Nutzer. In demokratisch ver-
orteten, freiheitlichen Gesellschaf-
ten sind die Bürger der Souverän,
von dem die Macht ausgeht. Also
sind sie es, denen das Recht und
die Pflicht zuzukommen hat, über
die Macht im Netz entscheiden zu
können. Das aber gelingt nur, in-
dem wir die bestehenden Macht-
haber, die großen kommerziellen
Anbieter, aber auch die National-
staaten, an Grundwerte binden.
Und genau darum geht es in den
nächsten Jahren.

Mit Viktor Mayer-Schönberger sprach
Ingrid Scheithauer.
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Grundrecht Datenschutz
EU schlägt neues Kapitel für internationale Datenschutzregeln auf und verbessert Kontrollmöglichkeiten der Nutzer

Von Jan Philipp Albrecht

Ende Januar hat die EU-Kom-
mission die mit Spannung er-

wartete Reform des Datenschutz-
rechts vorgestellt. Nach einem
ausgiebigen Konsultationspro-
zess geht sie damit einen großen
Schritt hin zu einer umfassenden
Rechtssetzung im Bereich des Da-
tenschutzes in der gesamten Eu-
ropäischen Union und teilweise
sogar darüber hinaus. Gerade für
Nutzer von Facebook und Google
oder Smartphone-Besitzer könnte
das neue EU-Gesetz eine ganze
Menge bringen. Denn sie sind es,
die bisher in der Praxis kaum ge-
schützt sind gegen Datenklau und
den Weiterverkauf intimster In-
formationen. In Zeiten, wo perso-
nenbezogene Daten zu großen
Teilen nicht mehr im eigenen
Land und zunehmend im Internet
verarbeitet werden, scheint die
fragmentierte bestehende Rechts-
lage überholt. Hier will die EU
nun ansetzen und schlägt damit
auch ein neues Kapitel bei der
Schaffung internationaler Daten-
schutzregeln auf.

Mit den Vorschlägen für eine
grundlegende Reform des euro-
päischen Datenschutzrechts soll
den Verbrauchern und Bürgern
ein einheitlicher EU-Standard für
den effektiven Schutz ihrer Daten
an die Hand gegeben werden. Ne-
ben besseren Informations- und
Kontrollmöglichen für die Einzel-
nen sieht die Reform auch spürba-
re Strafen für den Missbrauch vor,
etwa beim Verlust oder Weiterver-
kauf von Nutzerdaten. In Anbe-
tracht des Selbstbewusstseins,
mit dem globale Datensammler
wie Facebook oder Google agie-
ren, ist dies ein längst überfälliger
Schritt.

Doch die zunächst vernünftige
Grundlage der Kommission könn-
te am Ende den Interessen von
Konzernen und Sicherheitsbehör-
den zum Opfer fallen. Gerade aus
Deutschland kommt dafür Schüt-
zenhilfe. Bundesinnenminister
Hans-Peter Friedrich erklärt kur-
zerhand, dass Selbstverpflichtun-
gen der Wirtschaft ausreichend
seien und ein verstärkter europa-
weiter Datenschutz im Grunde
überflüssig sei. Dabei ist es gerade
die Bundesrepublik, die in Brüssel
regelmäßig verfassungsrechtliche
Bedenken gegenüber Datenverar-
beitungsmaßnahmen anmelden
muss, weil das Bundesverfas-
sungsgericht über die Jahre einen
klaren Grundrechtsstandard
beim Datenschutz formuliert hat.
Diese Rechtsprechung hat sich
über die Jahre auch im Primär-
recht der EU niedergeschlagen. In
Europa gilt: Datenschutz ist ein
Grundrecht, das der Staat schüt-
zen muss. Ganz gleich, wo und
von wem personenbezogene Da-
ten verarbeitet werden.

Die neuen Vorschläge der EU-
Kommission bringen für Verbrau-
cher und Bürger vor allem mehr

Transparenz und Kontrolle über
ihre Daten. Gerade bei alltägli-
chen Anwendungen und Dienst-
leistungen werden immer mehr
Informationen gespeichert, deren
Löschung und Korrektur in Zu-
kunft deutlich vereinfacht wer-
den soll. Doch weil konstruktive
Unterstützung aus Ländern wie
Deutschland für einen hohen
Schutzstandard bislang fehlte,
wurde der Vorschlag verwässert.
Bereits gegen einen ersten inter-
nen Entwurf liefen Unterneh-
mensverbände Sturm, auch weil
viele von ihnen mit den Lücken
und Unzulänglichkeiten im der-
zeitigen Datenschutzrecht gut
verdienen. Dazu nehmen sie auch
massive Lobby-Hilfe des US-ame-
rikanischen Wirtschaftsministeri-
ums in Anspruch, dem der euro-
päische Datenschutz schon länger
ein Dorn im Auge ist.

Scheinbar ungewollte Unter-
stützung erhält dieses Vorgehen
gerade aus Deutschland: Eine
Mehrheit der Landesregierungen
– angeführt von Bayern – befürch-
tet einen Verlust an Souveränität
beim Datenschutz. Ohne aber mit
einem Wort zu erwähnen, dass

wir Souveränität über unsere Da-
ten nur über eine EU-weite Garan-
tie gewinnen können. Denn Infor-
mationen machen im digitalen
Zeitalter nicht mehr an Staats-
oder gar Landesgrenzen Halt.
Ganz egal, ob es um Konzerne,
Unternehmen oder Behörden
geht – sie alle tauschen längst um-
fassend grenzübergreifend Infor-
mationen aus oder sind vollends
in der Cloud. Wer glaubt, dass
Deutschland auf Dauer einen
Sonderstatus genießen könnte,
hat dies nicht verstanden. Auch
die von Bundesverfassungsrichter
Johannes Masing geäußerte Be-
fürchtung, der Grundrechts-
schutz auf EU-Ebene wäre unzu-
reichend, kann angesichts der
Realität seit dem Vertrag von Lis-
sabon nicht mehr überzeugen.
Der Vorschlag der EU-Kommissi-
on fußt ja gerade auf den neuen
verbindlichen Bestimmungen in
Vertrag und Grundrechtecharta.
Er ist eine gute Grundlage, um ei-
nen effektiven und hohen Daten-
schutzstandard mit einem erheb-
lichen Gewinn an Rechtssicher-
heit für Unternehmen, Behörden
und Verbrauchern zu verbinden.

Es ist an der Zeit, die Regeln für
den Datenschutz in ganz Europa
zu überarbeiten. Die 15 Jahre al-
ten Datenschutz-Rahmenbestim-
mungen in der EU gewährleisten
keinen effektiven Schutz perso-
nenbezogener Daten. Im europäi-
schen Binnenmarkt bestimmt lei-
der Irland – das Land mit dem
schwächsten Datenschutzrecht –
den Standard. Dorthin hat bei-
spielsweise Facebook seinen Sitz
verlagert. Deshalb ist es richtig,
dass die EU-Kommission nun eine
EU-weite Regelung anstrebt, die
die nationalen Datenschutzgeset-
ze in Teilen ersetzen wird und ei-
ne verpflichtende Zusammenar-
beit der Datenschutzbeauftragten
vorsieht. Umso mehr wird es nun
allerdings darauf ankommen,
den Standard auf hohem Niveau
zu sichern und Nachbesserungen
dort vorzunehmen, wo der ge-
wohnte Schutz in den Mitglied-
staaten abgesenkt werden könn-
te. In grundrechtssensiblen Be-
reichen gehen auch mir die vor-
geschlagenen Regelungen noch
nicht weit genug.

Das Europäische Parlament hat
bereits deutlich gemacht, dass es

ein Zurück hinter den hohen Stan-
dard der alten EU-Richtlinie nicht
akzeptieren wird. Gerade die
Bundesregierung sollte sich des-
halb hinter die Pläne von Kommis-
sion und Parlament stellen und im
Ministerrat diese Reform unter-
stützen. Gleichzeitig muss sie da-
für sorgen, dass der gerichtliche
Grundrechtsschutz auf EU-Ebene
ausgebaut wird – etwa mit einem
verbesserten Individualbeschwer-
derecht vor dem Europäischen
Gerichtshof.

Mit dem Vertrag von Lissabon
ist Datenschutz als Grundrecht
ein leitendes Prinzip im EU-Recht
geworden. Es ist an der Zeit, dass
es in ganz Europa zur Praxis wird.
Nur so können wir unseren hohen
Datenschutzstandard auch inter-
national durchsetzen und eine Be-
nachteiligung europäischer Bür-
ger und Unternehmen verhin-
dern. Schon reagiert selbst die
beim Datenschutz so zurückhal-
tende US-Regierung mit ersten
Vorschlägen für schärfere Bestim-
mungen.

Im Europäischen Parlament neh-
men wir derzeit eine genaue Ana-
lyse der vorgeschlagenen EU-Re-
gelungen vor. Wenn es gelingt,
von Beginn an alle Beteiligten an
Bord zu holen, kann die Reform
des Datenschutzrechts schon vor
Ende 2013 abgeschlossen wer-
den. Dies wäre ein wichtiger
Schritt für alle Beteiligten und ei-
ne gute Grundlage für internatio-
nale Verhandlungen verbindli-
cher hoher Datenschutzstandards
auch außerhalb der Europäischen
Union.

Eine Reform des
Datenschutzrechts ist längst
überfällig

Eine Gesetzesnovelle könnte
schon Ende 2013 verbindliche
Standards setzen

JAN PHILIPP ALBRECHT M EP
Jan Philipp Albrecht gehört zum Jahr-
gang 1982 und ist damit der jüngste
deutsche Abgeordnete im Europäischen
Parlament. Der ehemalige Sprecher
der Grünen Jugend hat sich dort ins-
besondere mit seinem Einsatz für Daten-
schutzthemen binnen kurzer Zeit als
Innen- und Justizexperte hervorgetan.
Er ist der Berichterstatter des Europäi-
schen Parlaments für die neue EU-
Datenschutzverordnung.

Der grüne Europa-Parlamentarier
fordert, „das Grundrecht Datenschutz

durch einen ein-
heitlichen und
hohen EU-Stan-
dard gesetzlich zu
schützen“. Gegen
das geplante An-
ti-Counterfeiting
Trade Agreement,
kurz ACTA, hat Al-

brecht frühzeitig Position bezogen. ACTA
ist aus seiner Sicht nichts weiter als der
Versuch, „sehr scharfe Durchsetzungs-
maßnahmen für das Urheberrecht im
Internet voranzubringen“.

Albrecht hat von 2003 bis zu seiner
Wahl 2009 Rechtswissenschaften in
Bremen, Brüssel und Berlin, sowie
Rechtsinformatik in Hannover und Oslo
studiert. Bereits seit 1999 hat sich Jan
Philipp Albrecht auf verschiedensten
Ebenen bei den Grünen engagiert.

Der gebürtige Braunschweiger vertritt
die norddeutschen Grünen im Europa-
parlament und hat Regionalbüros in
Hamburg, Hannover und Kiel.

www.janalbrecht.eu
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